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Das gegenständliche Produkt der Staatendokumentation des Bundesamtes für Fremdenwesen 

und Asyl wurde gemäß den vom Staatendokumentationsbeirat beschlossenen Standards und der 

Methodologie der Staatendokumentation erstellt.

Ein Länderinformationsblatt (LIB) der Staatendokumentation ist ein COI-Dokument, das beruhend 

auf den Bedürfnissen in Verfahren des Asyl- und Fremdenwesens (RD, EASt, ASt, BVwG) mittels 

Recherche  von  vorhandenen,  vertrauenswürdigen  und  vorrangig  öffentlichen  Informationen 

gemäß  den  Standards  der  Staatendokumentation  erstellt  wird.  Ein  LIB  gibt  eine 

einzelfallunabhängige  Darstellung über  die  Lage  betreffend  relevanter  Tatsachen  in 

Herkunftsländern bzw. in EU-Mitgliedsstaaten.

Die LIB dienen den Bedarfsträgern der Instanzen des Asyl- und Fremdenwesens. Für sie gilt § 5 

Abs.  5  letzter  Satz  BFA-G,  d.h.  sie  sind  als  solche  nicht  Teil  der  allgemein  zugänglichen, 

öffentlichen  Staatendokumentation.  Sie  werden  aber  durch  Verwendung  im  Verfahren 

(Parteiengehör,  Verwendung  im  Bescheid)  der  jeweiligen  Partei  zugänglich  und  durch 

Verwendung im Bescheid öffentlich gemacht.

Wie  bereits  erwähnt,  ist  dieses  Produkt  als  Arbeitsbehelf  für  österreichische  Behörden  und 

Gerichte entworfen worden. In diesem Sinne stehen Lesbarkeit, flexible Nutzbarkeit und einfache 

Verwertbarkeit  in  Entscheidungen  im  Vordergrund.  Grundsätzlich  wird  jede  Information  mit 

mindestens einer Quelle belegt; aus vorgenannten Gründen wird jedoch auf die Hervorhebung 

von  Originalzitaten  verzichtet  –  nicht  zuletzt  auch  deshalb,  weil  sich  daraus  für  die 

Entscheidungsfindung kein Mehrwert ergibt.

Das gegenständliche Produkt erhebt bezüglich der zur Verfügung gestellten Informationen keinen 

Anspruch  auf  Vollständigkeit.  Aus  dem  vorliegenden  Produkt  ergeben  sich  keine 

Schlussfolgerungen für die rechtliche Beurteilung eines konkreten Verfahrens. Das LIB stellt keine 

allgemeine  oder  individuelle  Entscheidungsvorgabe  dar.  Das  vorliegende  Dokument  kann 

insbesondere auch nicht als politische Stellungnahme seitens der Staatendokumentation oder 

des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl gewertet werden. Zugunsten der besseren Les- 

und  Verwendbarkeit  wird  im  vorliegenden  Produkt  auf  eine  genderneutrale  Schreibweise 

verzichtet. So nicht explizit angemerkt, sind immer alle Geschlechter gemeint.

Qualitäts- und Aktualisierungshinweis

Das  LIB  beinhaltet  Arbeitsübersetzungen  fremdsprachiger  Quellen.  Auswahl,  Verwertung  und 

Verwendung von Informationen im vorliegenden Produkt unterliegen dem Qualitätsmanagement 

der Staatendokumentation.

Dieses LIB wird mittels  Einbezug relevanter  Kurzinformationen der Staatendokumentation auf 

aktuellem Stand gehalten. Eine Gesamtaktualisierung des LIB erfolgt bei gegebenem Bedarf.
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Länderspezifische Anmerkungen

Keine
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 1. Neueste Ereignisse – integrierte Kurzinformationen

Keine aktuellen Kurzinformationen vorhanden.

 2. Covid-19

Hinweis:

COVID-19: 

Zur aktuellen Anzahl der Krankheits- und Todesfälle in den einzelnen Ländern empfiehlt die 

Staatendokumentation bei Interesse/Bedarf folgende Websites der WHO: 

https://www.who.int/emergencies/diseases/novel-coronavirus-2019/situation-reports. 

Für historische Daten bis zum 10.3.2023 s. die Datenbank der Johns-Hopkins-Universität: 

https://gisanddata.maps.arcgis.com/apps/opsdashboard/index.html#/bda7594740fd4029942

3467b48e9ecf6 .

 3. Politische Lage

Die  Republik  Albanien  ist  eine  parlamentarische  Demokratie.  Die  Verfassung  überträgt  die 

gesetzgebende  Gewalt  an  das  Einkammerparlament  (die  Versammlung),  das  sowohl  den 

Premierminister  als  auch den Präsidenten wählt.  Der  Premierminister  steht  an  der  Spitze  der 

Regierung, während der Präsident nur über eingeschränkte exekutive Befugnisse verfügt (USDOS 

20.3.2023). Staatsoberhaupt ist seit Juli 2022 Staatspräsident Bajram Begaj (President.al o.D.).

Seit  dem politischen Umbruch in den Jahren 1990/91 hat sich die Republik Albanien zu einer 

parlamentarischen  Demokratie  mit  einem  Mehrparteiensystem  entwickelt.  Infolge  historischer, 

politischer und kultureller Ursachen leidet das demokratische System an Defiziten. Das politische 

Leben ist durch eine starke Polarisierung mit wiederholten Boykott und Straßendemonstrationen 

geprägt.  Interessensgruppen  üben  einen  starken  Einfluss  auf  die  Parteien  aus,  und  die 

parteipolitische Zugehörigkeit  sowie  Abhängigkeiten  haben tiefgreifende Auswirkungen auf  das 

gesellschaftliche Leben (AA 7.7.2023). 

 

2020 wurde vom albanischen Parlament eine Wahlrechtsreform beschlossen (bpb 22.4.2021). Der 

Einsatz  moderner  Technik  wie  die  biometrische  Wähleridentifizierung  sollen  dazu  beitragen, 

Wahlbetrug und Stimmenkauf zurückzudrängen (WDZ 25.4.2021). 

Die  letzten  Parlamentswahlen  fanden  am  25.  April  2021  statt  (USDOS  20.3.2023;  vgl.  KAS 

3.2021), mit Nachwahlen für sechs Gemeinden im März 2022 (BS 19.3.2024). Premierminister Edi 

.BFA Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl Seite 5 von 30

https://gisanddata.maps.arcgis.com/apps/opsdashboard/index.html#/bda7594740fd40299423467b48e9ecf6
https://gisanddata.maps.arcgis.com/apps/opsdashboard/index.html#/bda7594740fd40299423467b48e9ecf6
https://www.who.int/emergencies/diseases/novel-coronavirus-2019/situation-reports


Rama von der Sozialistischen Partei hat diese gewonnen; die sozialistische Partei bleibt somit 

weiterhin stärkste Kraft (ORF 27.4.2021; vgl. Standard 25.4.2021), vor der Demokratischen Partei 

(PD)  und  der  mit  ihr  verbündeten  Sozialistische  Bewegung  für  Integration  (LSI)  [Anm.:  der 

aktuellen Freiheitspartei] (DW 27.4.2021).

Einem Bericht der internationalen Wahlbeobachter von OSCE/ODHIR zufolge waren Stimmabgabe 

und  Auszählungsprozess  nur  von  kleineren  Versäumnissen  und  Zwischenfällen  begleitet. 

Gleichzeitig  stellte  der  Bericht  jedoch auch fest,  dass u.a.  der  Kauf  von Stimmen ein ernstes 

Problem  in  Albanien  bleibt  (OSCE  4.2021;  vgl.  USDOS  20.3.2023).  Das  Gesetz  sieht  die 

systematische Überprüfung von Parlamentariern und Kandidaten auf eine kriminelle Vergangenheit 

vor. Trotz verschiedener Verbesserungen wird noch immer eine Kultur der Straflosigkeit und der 

fehlenden  Implementierung  von  Regelwerken  beklagt,  weiters  Nepotismus  aufgrund  der 

clanbasierten Gesellschaftsstrukturen (AA 7.7.2023). 

Im Wesentlichen wird die Politik des Landes von folgenden drei Parteien bestimmt: der aus der 

(kommunistischen)  Partei  der  Arbeit  Albaniens  hervorgegangenen  Sozialistischen  Partei  von 

Premierminister  Edi  Rama;  der  in  zwei  Flügel  gespaltenen  Demokratischen  Partei  unter  dem 

ehemaligen Premier Sali Berisha und dem auf Lulzim Basha gefolgten Enkelejd Alibea sowie der 

vom  ehemaligen  Staatspräsidenten  Ilir  Meta  geführten  Freiheitspartei  (vormals:  Sozialistische 

Bewegung für Integration LSI) (AA 7.7.2023).

Nachdem  Albanien  bereits  im  Juni  2014  als  Würdigung  der  erzielten  Fortschritte  der  EU-

Kandidatenstatus verliehen worden war, hat der Rat der Europäischen Union auf Empfehlung der 

Europäischen  Kommission  die  Aufnahme  von  Beitrittsgesprächen  empfohlen.  Die 

Beitrittsverhandlungen  wurden  dann  im  Juli  2022  von  den  Staats-  und  Regierungschefs 

aufgenommen (BKA 19.7.2022). 

Albanien ist seit 1991 Mitglied der OSZE, seit 1995 Mitglied des Europarates, seit 1.4.2009 NATO-

Mitglied (AA 7.7.2023).

Quellen:

-  AA -  Auswärtiges  Amt  [Deutschland]  (7.7.2023):  Bericht  im  Hinblick  auf  die  Einstufung  von 
Albanien  als  sicheres  Herkunftsland  im  Sinne  des  §  29  a  AsylG  (Stand:  Mai  2023), 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2094873/Ausw%C3%A4rtiges_Amt
%2C_Bericht_im_Hinblick_auf_die_Einstufung_von_Albanien_als_sicheres_Herkunftsland_im_
Sinne_des_%C2%A7_29_a_AsylG%2C_07.07.2023.pdf, Zugriff 3.4.2024

- BKA – Bundeskanzleramt [Österreich]  (19.7.2022):  Startschuss für EU-Beitrittsverhandlungen 
mit  Nordmazedonien  und  Albanien,  https://www.bundeskanzleramt.gv.at/themen/europa-
aktuell/2022/startschuss-fuer-eu-beitrittsverhandlungen-mit-nordmazedonien-und-albanien.html, 
Zugriff 5.4.2024 

- BS  -  Bertelsmann  Stiftung  (19.3.2024):  BTI  2024  Country  Report  Albania, 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2105800/country_report_2024_ALB.pdf, Zugriff 5.4.2024
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- bpb  -  Bundeszentrale  für  politische  Bildung  (22.4.2021):  Parlamentswahl  in  Albanien, 
https://www.bpb.de/politik/hintergrund-aktuell/331775/parlamentswahl-in-albanien,  Zugriff 
5.4.2024

- DW  -  Deutsche  Welle  (27.4.2021):  Wahlsieg  für  Sozialisten  in  Albanien, 
https://www.dw.com/de/wahlsieg-f%C3%Bcr-sozialisten-in-albanien/a-57355842,  Zugriff 
30.3.2024

- KAS  -  Konrad  Adenauer-Stiftung  (3.2021):  Länderbericht  Albanien.  Albanien  vor  den 
Parlamentswahlen, 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2047134/Albanien+vor+den+Parlamentswahlen.pdf.  Zugriff 
30.3.2024

- ORF Österreichischer Rundfunk (27.4.2021): Albanien-Wahl: Regierende Sozialisten weiter auf 
Siegeskurs, https://orf.at/stories/3210808/, Zugriff 30.3.2024

- OSCE - Organization for Security and Co-operation in Europe (4.2021): International Election 
Observation  Mission.  Republic  of  Albania,  Parliamentary  elections  on  25  April  2021, 
https://www.osce.org/files/f/documents/2/7/484688.pdf, Zugriff 30.3.2024

- President.al (o.D.):  Ilir  Meta  -  The  President  of  the  Republic  of  Albania, 
https://president.al/en/biografia/, Zugriff 28.4.2022

- Standard  (25.4.2021):  Edi  Ramas  Sozialisten  bei  Albanien-Wahl  in  Führung, 
https://www.derstandard.at/story/2000126129584/buerger-in-albanien-waehlen-neues-
parlament, Zugriff 30.3.2024

- USDOS – US Department of State [USA]  (20.3.2023): 2022 Country Report on Human Rights 
Practices: Albania, https://www.ecoi.net/en/document/2089105.html, Zugriff 5.4.2024

- WDZ  -  Westdeutsche  Zeitung  (25.4.2021):  Prognose:  Opposition  bei  Parlamentswahl  in 
Albanien  vorne,  https://www.wz.de/politik/ausland/prognose-opposition-bei-parlamentswahl-in-
albanien-vorne_aid-57543855, Zugriff 30.3.2024

 4. Sicherheitslage

Der albanische Staat hat das Gewaltmonopol auf seinem Staatsgebiet. Der Kampf des Staates 

gegen informelle Gruppen, die sich seiner Autorität widersetzen, insbesondere gegen mächtige 

Mafia- und kriminelle Netzwerke, hat sich konsolidiert (BS 19.3.2024).

Die  Sicherheitslage kann insgesamt  als  relativ  stabil  bezeichnet  werden.  Dennoch kann es in 

Tirana und anderen großen Städten zu Proteste und Kundgebungen kommen (EDA 23.11.2023), 

die  vereinzelt  auch  von  Gewalttätigkeiten  und  Ausschreitungen  begleitet  sein  können  (BMEIA 

26.2.2024).  Das  Risiko  von  Terroranschlägen  kann  nicht  ausgeschlossen  werden (EDA 

23.11.2023).

Quellen:

- BMEIA – Bundesministerium für Europäische und internationale Angelegenheiten [Österreich] 
(26.2.2024), 
https://www.bmeia.gv.at/reise-services/reiseinformation/land/albanien#:~:text=Sicherheit
%20%26%20Kriminalit%C3%A4t&text=Die%20Sicherheitssituation%20in%20Albanien
%20ist,Demonstrationen%20und%20Menschenansammlungen%20zu%20meiden,  Zugriff 
5.4.2024

- BS  -  Bertelsmann  Stiftung  (19.3.2024):  BTI  2024  Country  Report  Albania, 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2105800/country_report_2024_ALB.pdf, Zugriff 5.4.2024

- EDA - Eidgenössisches Department für auswärtige Angelegenheiten [Schweiz]  (23.11.2023): 
Reisehinweise  für  Albanien,  https://www.eda.admin.ch/eda/de/home/vertretungen-und-
reisehinweise/albanien/reisehinweise-fueralbanien.html, Zugriff 5.4.2024 
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 5. Rechtsschutz / Justizwesen

Die Unabhängigkeit der Justiz ist ein wesentliches Merkmal der Verfassung. Gleichzeitig hindern 

politischer  Druck,  Einschüchterung,  Korruption  und  begrenzte  Ressourcen  die  Justiz  daran, 

vollständig,  unabhängig  und effizient  zu arbeiten (USDOS 20.3.2023).  Gerichtsentscheidungen 

werden de facto häufig durch unzulässige externe Einflussnahme und Korruption beeinträchtigt 

(BS 19.3.2024). Das Vertrauen der Öffentlichkeit in die Justiz ist gering (FH 2023).

Seit 2016 experimentiert Albanien mit einer umfassenden Justizreform, die von der Europäischen 

Union und den Vereinigten Staaten in Zusammenarbeit mit anderen internationalen Institutionen 

unterstützt und beaufsichtigt wird (FH 2023; vgl. BS 19.3.2024). 

Hauptbestandteil  dieser  Reform  ist  die  Professionalisierung  der  Justiz  inklusive 

Korruptionsbekämpfung durch Überprüfung aller Richter und Staatsanwälte (Vetting) (AA 7.7.2023) 

und  somit  von  rund  800  Mitgliedern  des  Justizwesens  auf  ungerechtfertigtes  Vermögen, 

Professionalität und Verbindungen zu kriminellen Organisationen (BS 19.3.2024).

Im Rahmen dieses international überwachten Verfahrens entlässt die Regierung jene Richter und 

Staatsanwälte, die über unerklärlichen Reichtum verfügen oder Verbindungen zur organisierten 

Kriminalität  haben.  Nach Angaben der Überprüfungsinstitutionen haben von den 556 Richtern, 

Staatsanwälten  und  anderen  Beamten,  die  seit  2016  überprüft  wurden,  37  %  das  Verfahren 

bestanden,  43  %  wurden  entlassen  und  18  %  traten  zurück  oder  gingen  in  den  Ruhestand 

(USDOS 20.3.2023). 

Die Überprüfung der Mitglieder des Justizwesens  sollte eigentlich im Juni 2022 abgeschlossen 

sein, ging aber langsamer voran als geplant (BS 19.3.2024) und soll nun bis Ende 2024 finalisiert 

werden (AA 7.7.2023).

Infolge der zahlreichen Entlassungen bewirkte die Justizreform im gesamten System einen Mangel 

an Richtern und somit auch einen Rückstau an Fällen (BS 19.3.2024). Positiv ist zu vermerken, 

dass das Mandat der für die Überprüfung von Richtern und Staatsanwälten zuständigen Gremien 

vom Parlament verlängert wurde (FH 2023; vgl. BS 19.3.2024). Weiters wurde die Sonderstruktur 

zur  Bekämpfung  von  Korruption  und  organisierter  Kriminalität  (SPAK),  zu  der  die 

Sonderstaatsanwaltschaft  (SPO) und das National  Bureau of  Investigations (NBI) gehören, mit 

neuen Mitarbeitern aufgestockt  (BS 19.3.2024).  Auch das Verfassungsgericht  und der Oberste 

Gerichtshof wurden durch neue Ernennungen verstärkt (BS 19.3.2024). Hierdurch konnten die in 

Folge  des  Vettings  entstandenen  Vakanzen  ausgeglichen  (AA  7.7.2023)  und  der  Oberste 

Gerichtshof wieder in die Lage versetzt werden, seine Aufgaben entsprechend zu erfüllen (USDOS 

20.3.2023). Die Vakanzen betreffen nunmehr die Berufungsgerichte und die einfachen Gerichte. 

Eine  Neuorganisation  der  Gerichtslandschaft  (Zusammenlegen  von  Gerichten)  soll  in  einer 
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Transitionsphase alle Lücken schließen und Abhilfe schaffen. Bestandteil der Justizreform sind u.a. 

auch eine neue Strafprozessordnung und das Jugendstrafrecht (AA 7.7.2023).

Laut der Europäischen Kommission habe die Justizreform insgesamt einen zufriedenstellenden 

rechtlichen und institutionellen Rahmen geschaffen, aber trotz einiger Fortschritte und fortgesetzter 

Bemühungen  bei  der  Korruptionsbekämpfung  sei  die  Korruption  in  Albanien  nach  wie  vor 

besorgniserregend (EC 8.11.2023).

Verfassung  und  Gesetz  sehen  das  Recht  auf  ein  faires  und  öffentliches  Verfahren  ohne 

unangemessene  Verzögerungen  vor.  Angeklagte  gelten  bis  zum  Beweis  ihrer  Schuld  als 

unschuldig. Sie sind unverzüglich und ausführlich über die gegen sie erhobenen Anschuldigungen 

zu  informieren.  Zudem  haben  sie  das  Recht  auf  anwaltliche  Vertretung;  bei  Bedarf  wird  auf 

öffentliche Kosten ein Anwalt zur Verfügung gestellt. Die Angeklagten haben das Recht, Zeugen 

und  Beweise  zu  präsentieren  sowie  Berufung  einzulegen  und  bei  Bedarf  kostenlos  einen 

Dolmetscher  beizuziehen.  Im  Allgemeinen  wurden  diese  Rechte  respektiert,  auch  wenn  die 

Verfahren  nicht  immer  öffentlich  waren  und  sich  der  Zugang  zu  einem  Anwalt  bisweilen  als 

problematisch erwiesen hat (USDOS 20.3.2023).

Das Strafgesetzbuch wird kontinuierlich überarbeitet und an westliche Standards angepasst. Viele 

Rechtsverstöße werden aufgrund der schwachen staatlichen Institutionen nicht oder zumindest 

nicht in ausreichendem Maße verfolgt. Untersuchungshäftlinge müssen teilweise sehr lange auf 

ihren Prozess warten und Verfahren können mitunter  mehrere Jahre lang dauern.  Mangelnde 

Qualifikation und Anfälligkeit  der  Richter  für  Korruption können zu rechtsstaatlich zweifelhaften 

Ergebnissen führen (AA 7.7.2023). 

Quellen:

-  AA -  Auswärtiges  Amt  [Deutschland]  (7.7.2023):  Bericht  im  Hinblick  auf  die  Einstufung  von 
Albanien  als  sicheres  Herkunftsland  im  Sinne  des  §  29  a  AsylG  (Stand:  Mai  2023), 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2094873/Ausw%C3%A4rtiges_Amt
%2C_Bericht_im_Hinblick_auf_die_Einstufung_von_Albanien_als_sicheres_Herkunftsland_im_
Sinne_des_%C2%A7_29_a_AsylG%2C_07.07.2023.pdf, Zugriff 2.4.2024

- BS  -  Bertelsmann  Stiftung  (19.3.2024):  BTI  2024  Country  Report  Albania, 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2105800/country_report_2024_ALB.pdf, Zugriff 5.4.2024

- EC  -  European  Commission  (8.11.2023):  Albania  2023  Report, 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2101210/SWD_2023_690+Albania+report.pdf, Zugriff 5.4.2024

- FH  -  Freedom  House  (2023):  Freedom  in  the  World  2023  –  Albania, 
https://www.ecoi.net/de/dokument/2097689.html, Zugriff 3.4.2024

- USDOS – US Department of State [USA] (20.3.2023): 2022 Country Report on Human Rights 
Practices: Albania, https://www.ecoi.net/en/document/2089105.html, Zugriff 5.4.2024
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 6. Sicherheitsbehörden

Dem Innenministerium unterstehen die republikanische Garde und die Staatspolizei, zu der auch 

die  Grenz-  und  Migrationspolizei  zählen.  Die  Staatspolizei  ist  für  die  innere  Sicherheit 

verantwortlich.  Die republikanische Garde schützt  hochrangige Staatsbedienstete,  ausländische 

Würdenträger  und  bestimmte  Grundstücke  im  Staatsbesitz.  Die  Streitkräfte  unterstehen  dem 

Verteidigungsministerium,  der  Geheimdienst  dem  Premierminister.  Die  zivilen  Behörden  üben 

effektive Kontrolle über alle Sicherheitskräfte aus (USDOS 20.3.2023).

Die albanische Staatspolizei ist stark hierarchisch ausgerichtet und unterliegt einer ausgeprägten 

politischen Steuerung. In Folge werden polizeiliche Aktivitäten oft von der jeweiligen politischen 

Interessenlage beeinflusst. Die Regierung unternimmt Anstrengungen, die Professionalisierung der 

Polizei voranzutreiben. Auch für die Polizei hat ein Durchleuchtungsprozess ähnlich dem Vetting 

der Richter und Staatsanwälte begonnen. Personelle Veränderungen haben zu einem effizienteren 

Agieren der Polizei geführt. Die Staatspolizei ist in vier Abteilungen unterteilt: die Generaldirektion 

zur  Bekämpfung  der  Schweren  und  Organisierten  Kriminalität  (Kriminalpolizei),  die 

Generaldirektion Migration und Grenze (Grenzpolizei), die Generaldirektion Öffentliche Sicherheit 

(uniformierte Polizei) sowie seit 2015 eine Direktion zur Bekämpfung des Terrorismus. 2018 wurde 

eine Special  Task Force zur Bekämpfung der grenzüberschreitenden Organisierten Kriminalität 

eingerichtet, BKA/LKAs unterstützen sie personell und materiell in großem Umfang. Polizei und 

Staatsschutz sind vollständig getrennt: Während die Polizei dem Innenminister untersteht, ist der 

Leiter des Staatsschutzes eigenständiges Kabinettsmitglied (AA 7.7.2023).

Im  Zuge  einer  Organisationsreform  der  Staatspolizei  soll  eine  Stärkung  der  Bereiche  Cyber-

Kriminalität, Bekämpfung der Organisierten Kriminalität und Bekämpfung des Terrorismus erfolgen. 

Des Weiteren wird die Grenzpolizei ihre Ermittlungskompetenz zurückerhalten, die zuvor durch die 

Kriminalpolizei wahrgenommen wurde (AA 7.7.2023).

Quellen:

- AA -  Auswärtiges Amt [Deutschland] (14.6.2021):  Bericht  im Hinblick auf die Einstufung von 
Albanien  als  sicheres  Herkunftsland  im  Sinne  des  §  29  a  AsylG  (Stand:  April  2021), 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2053949/Ausw%C3%A4rtiges_Amt
%2C_Bericht_im_Hinblick_auf_die_Einstufung_von_Albanien_als_sicheres_Herkunftsland_im_
Sinne_des_%C2%A7_29_a_AsylG_%28Stand_April_2021%29%2C_14.06.2021.pdf,  Zugriff 
28.4.2022

- USDOS – US Department of State [USA] (20.3.2023): 2022 Country Report on Human Rights 
Practices: Albania, https://www.ecoi.net/en/document/2089105.html, Zugriff 5.4.2024

 7. Folter und unmenschliche Behandlung

Verfassung und Gesetz verbieten Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende 

Behandlungen oder Bestrafungen (USDOS 20.3.2023).
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In Albanien findet keine systematische staatliche Repression wegen Rasse, Geschlecht, Religions-

zugehörigkeit, Nationalität oder politischer Überzeugung statt (AA 7.7.2023).

Das Büro des Ombudsmanns, das als Wächter über die Regierung fungiert, stellte insgesamt eine 

allgemeine  Verbesserung  der  Polizeipraxis  fest,  wobei  die  Regierung  größere  Anstrengungen 

unternahm, um gegen die Straflosigkeit der Polizei vorzugehen. Im Februar 2022 wurde eine neue, 

von der albanischen Staatspolizei (ASP) völlig unabhängige Polizeiaufsichtsbehörde eingerichtet, 

die  die  Strafverfolgung  auf  allen  Ebenen  untersuchen  soll.  Sie  führte  unabhängige 

Untersuchungen durch und nahm Beschwerden über Polizeimissbrauch und Korruption entgegen, 

die zu 385 Einzeluntersuchungen, 106 Verhaftungen und 61 Suspendierungen von Polizeibeamten 

vom Dienst führten (USDOS 20.3.2023).

Albanien  hat  die  Konvention  der  Vereinten  Nationen  gegen  Folter  und  andere  grausame, 

unmenschliche  oder  herabwürdigende  Bestrafungen  samt  Fakultativprotokoll  ebenso  wie  das 

Europäische Übereinkommen zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender 

Behandlung oder Strafe ratifiziert.  Art.  25 der Verfassung verbietet  explizit  Folter  und jedwede 

grausame,  unmenschliche  oder  erniedrigende  Behandlung  oder  Bestrafung.  Nach  überein-

stimmenden Erkenntnissen nationaler und internationaler Menschenrechtsorganisationen wird in 

Albanien in Polizeigewahrsam und in den Haftanstalten nicht auf staatliche Anweisung gefoltert. Es 

gibt jedoch immer wieder Fälle von Gewalt und Misshandlungen, insbesondere seitens oder im 

Verantwortungsbereich  der  Polizei,  vorrangig  während  sich  Personen  in  Polizeigewahrsam 

befinden (AA 7.7.2023).

Quellen:

- AA – Auswärtiges Amt  [Deutschland]  (7.7.2023):  Bericht  im Hinblick  auf  die  Einstufung von 
Albanien  als  sicheres  Herkunftsland  im  Sinne  des  §  29  a  AsylG  (Stand:  Mai  2023), 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2094873/Ausw%C3%A4rtiges_Amt
%2C_Bericht_im_Hinblick_auf_die_Einstufung_von_Albanien_als_sicheres_Herkunftsland_im_
Sinne_des_%C2%A7_29_a_AsylG%2C_07.07.2023.pdf, Zugriff 2.4.2024

- USDOS – US Department of State [USA] (20.3.2023): 2022 Country Report on Human Rights 
Practices: Albania, https://www.ecoi.net/en/document/2089105.html, Zugriff 5.4.2024

 8. Korruption

Auch wenn Albanien bei der Bekämpfung der Korruption einige Fortschritte gemacht hat, gibt diese 

weiterhin  Anlass  zu  ernster  Sorge.  Korruption  ist  in  vielen  Bereichen  des  öffentlichen  und 

geschäftlichen  Lebens  weit  verbreitet.  Präventivmaßnahmen  zeigen  weiterhin  nur  begrenzte 

Wirkung. Die spezialisierten Strukturen zur Korruptionsbekämpfung (SPAK) haben in mehreren 

Fällen  auf  höchster  Ebene  Ermittlungen  durchgeführt  und  Verhaftungen  angeordnet.  Diese 

nunmehr höhere Zahl rechtskräftiger Verurteilungen ist wesentlich, um die Kultur der Straflosigkeit 
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weiter zu bekämpfen. Zusätzlich fordert die Europäische Kommission (EK) in ihrem Jahresbericht 

zu Albanien zusätzliche Anstrengungen, um eine ordnungsgemäße gerichtliche Weiterverfolgung 

aufgedeckter Fälle zu gewährleisten sowie eine weitere Stärkung der institutionellen Kapazität der 

Generaldirektion für Korruptionsbekämpfung im Justizministerium sowie eine Überarbeitung der 

Zusammensetzung der Ethikkommission. Bezüglich der korruptionsanfälligsten Sektoren sollten 

laut EK gezielte Risikobewertungen und Maßnahmen unternommen werden (EC 8.11.2023).

Umfassende institutionelle Reformen durch die Regierung sollen dazu beitragen, die tiefgreifende 

Korruption  zu  bekämpfen,  die  die  Legitimität  der  demokratischen  Institutionen  untergräbt  (BS 

19.3.2024).

Albaniens Regierungen benutzten den Staat lange als Eigentum, den sie unter Familienmitgliedern 

und politischen Kumpanen verteilten, um ihre Macht zu festigen. Das Land erlebte mehr als zwei 

Jahrzehnte  lang  einen  Boom  an  illegalen  Aktivitäten  wie  etwa  Stromdiebstahl,  Besetzung 

öffentlicher Räume, illegale Bauvorhaben, Korruption, Missbrauch des Steuersystems und auch 

des Justizsystems. Die Sozialistische Partei (2013 bis heute) kam mit dem Versprechen an die 

Macht, das tief verwurzelte System der Korruption aufzubrechen und die Autorität des Staates und 

seiner wichtigsten Institutionen gegen dominante Privatinteressen und klientelistische Netzwerke 

zu stärken (BS 19.3.2024).

Korruption  gibt  es  in  allen  Bereichen  und  auf  allen  Ebenen  der  Regierung,  auch  bei  der 

öffentlichen  Auftragsvergabe  und  bei  öffentlich-privaten  Partnerschaften,  obwohl  die  Behörden 

auch  Fortschritte  bei  deren  Bekämpfung  und  der  Beendigung  der  Straffreiheit  verzeichnen 

konnten.  Im  August  2022  erreichte  die  Sonderstaatsanwaltschaft  gegen  Korruption  und 

organisierte Kriminalität (SPAK) die endgültige Verurteilung hochrangiger Personen wie etwa des 

ehemaligen Innenministers Saimir Tahiri, der ehemaligen stellvertetenden Innenministerin, weiters 

von  einzelnen  Richtern,  Staatsanwälten  und  eines  Bürgermeisters.  SPAK  untersuchte  auch 

öffentlich-private Verträge für Müllverbrennungsanlagen in den Städten Tirana, Elbasan und Fier, 

bei  denen  angeblich  umgerechnet  271,5  Mio.  USD  unrechtmäßig  an  Regierungsbeamte  und 

Auftragnehmer  geflossen  sind.  Die  Ermittlungen  führten  zur  Verhaftung  des  ehemaligen 

Umweltministers Lefter Koka im Dezember 2021 und des ehemaligen Parlamentsmitglieds Alqi 

Bllako  im  März.  Weitere  hochrangige  Beamte  und  Staatsvertreter  wurden  angeklagt  (USDOS 

20.3.2023).

Auch bei der Polizei stellt Korruption nach wie vor ein Problem dar. Bis August 2022 gingen bei der 

Polizeiaufsichtsbehörde 1.707 Beschwerden oder Anschuldigungen wegen Korruption ein (USDOS 

20.3.2023).
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Im aktuellen Transparency International  Corruption Perceptions Index (2023)  rangiert  Albanien 

unter 180 Ländern und Territorien mit einer Punktezahl von 37 (von 100) an 98. Stelle und hat sich 

damit seit 2021 um 12 Plätze verbessert (TI 2024).

Quellen:

- AA – Auswärtiges Amt  [Deutschland]  (7.7.2023):  Bericht  im Hinblick  auf  die  Einstufung von 
Albanien  als  sicheres  Herkunftsland  im  Sinne  des  §  29  a  AsylG  (Stand:  Mai  2023), 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2094873/Ausw%C3%A4rtiges_Amt
%2C_Bericht_im_Hinblick_auf_die_Einstufung_von_Albanien_als_sicheres_Herkunftsland_im_
Sinne_des_%C2%A7_29_a_AsylG%2C_07.07.2023.pdf, Zugriff 2.4.2024

- BS  -  Bertelsmann  Stiftung  (19.3.2024):  BTI  2024  Country  Report  Albania, 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2105800/country_report_2024_ALB.pdf, Zugriff 5.4.2024

- EC  -  European  Commission  (8.11.2023):  Albania  2023  Report, 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2101210/SWD_2023_690+Albania+report.pdf, Zugriff 5.4.2024

- TI  -  Transparency  International  (2024):  Corruption  Perceptions  Index  2023, 
https://www.transparency.org/en/cpi/2023/index/alb,  Zugriff 5.4.2024

- USDOS – US Department of State [USA] (20.3.2023): 2022 Country Report on Human Rights 
Practices: Albania, https://www.ecoi.net/en/document/2089105.html, Zugriff 5.4.2024

 9. NGOs und Menschenrechtsaktivisten

Inländische  und  internationale  Menschenrechtsgruppen  (USDOS  20.3.2023)  sowie 

Nichtregierungsorganisationen  (NGOs)  im  Allgemeinen  (FH 2023)  arbeiten  in  der  Regel  ohne 

Einschränkungen  (FH  2023;  vgl.  USDOS  20.3.2023)  und  können  die  Ergebnisse  ihrer 

Untersuchungen  zu  Menschenrechtsfällen  ohne  Probleme veröffentlichen  (USDOS 20.3.2023). 

Aufgrund ihrer Abhängigkeit von ausländischen Gebern verfügen sie aber oft nur über begrenzte 

Mittel (FH 2023). Regierungsbeamte sind im Allgemeinen kooperativ (USDOS 20.3.2023). 

Das Büro des Bürgerbeauftragten ist  die wichtigste unabhängige Institution zur Förderung und 

Durchsetzung der Menschenrechte. Die Ombudsperson ist gesetzlich ermächtigt, Gefängnisse und 

Haftanstalten zu überwachen. Sie kann eine Untersuchung auf Grundlage von Beschwerden oder 

von  Amts  wegen  einleiten.  Obwohl  der  Ombudsperson  die  Befugnis  zur  Vollstreckung  von 

Entscheidungen  fehlt,  fungiert  sie  als  Kontrollinstanz  auf  dem  Gebiet  der 

Menschenrechtsverletzungen,  und  die  Institutionen  bemühen  sich,  seinen  Empfehlungen 

nachzukommen.  Ad-hoc-Arbeitsgruppen  sollen  die  jeder  Empfehlung  des  Ombudsmannes 

bezüglich  der  Haftbedingungen  nachgehen.  Die  Nationalversammlung  hat  Ausschüsse  für 

Rechtsfragen, öffentliche Verwaltung und Menschenrechte; Letzterer prüft den Jahresbericht des 

Ombudsbüros.  Der  Ausschuss  ist  in  Gesetzgebungsfragen  engagiert  und  effektiv (USDOS 

20.3.2023).

Quellen:
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- FH  -  Freedom  House  (2023):  Freedom  in  the  World  2023  –  Albania, 
https://www.ecoi.net/de/dokument/2097689.html, Zugriff 3.4.2024

- USDOS - US Department of State [USA] (20.3.2023): 2022 Country Report on Human Rights 
Practices: Albania, https://www.ecoi.net/de/dokument/2089105.html, Zugriff 3.4.2023

 10. Wehrdienst und Rekrutierungen

Freiwilliger Militärdienst kann im Alter von 18-27 Jahren absolviert werden (CIA 26.3.2024). Die 

Wehrpflicht wurde in Albanien am 1.1.2010 abgeschafft (AA 7.7.2023; vgl. CIA 26.3.2024). Findet 

Fahnenflucht in Kriegszeiten bzw. in Zeiten eines Ausnahmezustands statt, wird  sie mit fünf bis 

fünfzehn Jahren Haft, und wenn sie zu schwerwiegenden Folgen führt, mit nicht weniger als zehn 

Jahren Haft bestraft (AA 7.7.2023).

Das gesetzliche Mindestalter für den freiwilligen Wehrdienst beträgt 19 Jahre (CIA 3.5.2022).

Quellen:

-  AA -  Auswärtiges  Amt  [Deutschland]  (7.7.2023):  Bericht  im  Hinblick  auf  die  Einstufung  von 
Albanien  als  sicheres  Herkunftsland  im  Sinne  des  §  29  a  AsylG  (Stand:  Mai  2023), 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2094873/Ausw%C3%A4rtiges_Amt
%2C_Bericht_im_Hinblick_auf_die_Einstufung_von_Albanien_als_sicheres_Herkunftsland_im_
Sinne_des_%C2%A7_29_a_AsylG%2C_07.07.2023.pdf, Zugriff 3.4.2024

- CIA  -  The  World  Factbook  [USA]  (26.3.2024):  Albania, 
https://www.cia.gov/the-world-factbook/countries/albania/, Zugriff 3.4.2023

 11. Allgemeine Menschenrechtslage

Die  albanische  Verfassung  vom  21.10.1998  enthält  -  auf  Grundlage  der  Garantien  der 

Europäischen Konvention für Menschenrechte - in ihren Artikeln 15 bis 58 einen ausführlichen 

Grundrechtskatalog,  der  neben  persönlichen  und  politischen  auch  wirtschaftliche,  soziale  und 

kulturelle  Rechte  und  Freiheiten  enthält.  Die  Europäische  Menschenrechtskonvention  (EMRK) 

sowie  das  Europäische  Übereinkommen  zur  Verhütung  von  Folter  und  unmenschlicher  oder 

erniedrigender Behandlung oder Strafe wurden von Albanien ratifiziert, ebenso die Mehrzahl der 

UN-Übereinkommen zu den  Menschenrechten. In Albanien findet keine systematische staatliche 

Repression  wegen  Rasse,  Geschlecht,  Religionszugehörigkeit,  Nationalität  oder  politischer 

Überzeugung statt (AA 7.7.2023).

Albanien kann auf  eine  Reihe von kompetitiven Wahlen zurückblicken,  obwohl  die  politischen 

Parteien  stark  polarisiert  sind  und  sich  oft  um führende  Persönlichkeiten  herum organisieren. 

Religions- und Versammlungsfreiheit werden im Allgemeinen geachtet. Korruption und Bestechung 

sind nach wie vor ein großes Problem, auch wenn sich die Regierung bemüht hat, die Korruption 

im Justizwesen zu bekämpfen (FH 2023).
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Meinungs- und Pressefreiheit werden durch die Verfassung garantiert (USDOS 20.3.2023; vgl. FH 

2023) und üblicherweise gewahrt. Unabhängige Medien sind aktiv und bringen eine große Vielfalt 

an Meinungen zum Ausdruck (USDOS 20.3.2023). 

Die Verflechtung von mächtigen Geschäfts-, Politik- und Medieninteressen hemmt die Entwicklung 

unabhängiger  Nachrichtensender;  die  meisten  gelten  als  parteiisch  gegenüber  politischen 

Parteien. Reporter haben wenig Arbeitsplatzsicherheit und sind Klagen, Einschüchterungen und 

gelegentlichen physischen Angriffen seitens derjenigen ausgesetzt, die von den Medien überwacht 

werden (FH 2023 ).

Beleidigungen,  Todesdrohungen  und  Strafverfahren  mit  hohen  Entschädigungsforderungen 

schaffen  in  Albanien  ein  Klima  der  Einschüchterung  und  Selbstzensur,  insbesondere  für 

investigative Journalisten. Spitzenpolitiker verunglimpfen Journalisten regelmäßig als „Mülleimer“ 

oder  „gekauft“.  Die  wichtigsten  Nachrichtenmedien  sind  in  den  Händen  weniger 

Unternehmerfamilien  konzentriert,  die  meist  politische  Interessen  verfolgen.  Die  Behörden 

verweigern  oder  verschleppen oft  Auskünfte  und bevorzugen -  zum Beispiel  beim Zugang zu 

Pressekonferenzen - regierungstreue Medien (RoG o.D.). 

Die Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit  werden durch die Verfassung garantiert und in der 

Praxis gewahrt (USDOS 20.3.2023 ).

Die politische Opposition kann sich frei betätigen und macht davon ausgiebig Gebrauch, u.a. durch 

Demonstrationen  und  Blockadeaktionen.  Es  gibt  eine  Vielzahl  offiziell  registrierter  Parteien 

verschiedener  Ausrichtung  (AA  7.7.2023).  Im  albanischen  Mehrparteiensystem  haben  die 

Oppositionsparteien die Möglichkeit, sich am politischen Prozess zu beteiligen und über Wahlen 

die Macht zu übernehmen (FH 2023).

Quellen:

- AA -  Auswärtiges  Amt  [Deutschland]  (7.7.2023):  Bericht  im Hinblick  auf  die  Einstufung  von 
Albanien  als  sicheres  Herkunftsland  im  Sinne  des  §  29  a  AsylG  (Stand:  Mai  2023), 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2094873/Ausw%C3%A4rtiges_Amt
%2C_Bericht_im_Hinblick_auf_die_Einstufung_von_Albanien_als_sicheres_Herkunftsland_im_
Sinne_des_%C2%A7_29_a_AsylG%2C_07.07.2023.pdf, Zugriff 3.4.2024

- FH  -  Freedom  House  (2023):  Freedom  in  the  World  2023  –  Albania, 
https://www.ecoi.net/de/dokument/2097689.html, Zugriff 3.4.2024

- RoG - Reporter ohne Grenzen (o.D.): Albanien, https://www.reporter-ohne-grenzen.de/albanien, 
Zugirff 3.4.2023 5.5.2022

- USDOS - US Department of State [USA] (20.3.2023): 2022 Country Report on Human Rights 
Practices: Albania, https://www.ecoi.net/de/dokument/2089105.html, Zugriff 3.4.2023
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 12. Haftbedingungen

Die Haftbedingungen in den meisten albanischen Gefängnissen entsprechen westeuropäischen 

Standards (AA 7.7.2023). Die schlechten physischen Bedingungen in einigen Gefängnissen sind 

nach  wie  vor  ein  Problem,  welches  das  Strafvollzugssystem  betrifft  (USDOS  20.3.2023). 

Gefängnisinsassen  leiden  an  mangelhaften  Lebensbedingungen  und  unangemessener 

medizinischer Versorgung (FH 2023).

Ein Rechtsbeistand hat jederzeit  die Möglichkeit,  Häftlinge zu besuchen; hierfür stehen eigene 

Besprechungszimmer  zur  Verfügung.  Angemessene  ärztliche  Versorgung  ist  gewährleistet. 

Psychisch erkrankte Gefängnisinsassen erhalten die erforderliche Fürsorge und Behandlung; eine 

spezialisierte  Haftanstalt  für  diese  Fälle  existiert,  sie  ist  dem  staatlichen  Mutter-Teresa-

Krankenhaus angegliedert. Für verurteilte minderjährige Straftäter gibt es in Kavaje eine separate, 

den Anforderungen der europäischen Strafvollzugsgrundsätze entsprechende Jugendstrafanstalt. 

Die Insassen haben z. B. die Möglichkeit der Teilnahme am Schulbesuch mit regulären staatlichen 

Abschlüssen  und  die  Wahl  zwischen  vier  Berufsausbildungen.  Das  Gefängniskrankenhaus  in 

Tirana,  die  Untersuchungshaftanstalt  in  Tirana,  jedoch  nur  in

dem  im  April  2019  in  Betrieb  genommenen  Bereichen  B  und  C,  die  Jugendstrafanstalten  in 

Elbasan, Fier, Fushe Kruja, Korça, Peqin, Malesi e Madhe bei Shkodra und das Frauengefängnis 

in  Tirana  entsprechen  den  Anforderungen  der  europäischen  Strafvollzugsgrundsätze  (AA 

7.7.2023).

Außer in den regionalen Einrichtungen in Tirana (mit Ausnahme der Kommissariate, bei denen es 

sich  um  kleinere  Einheiten  handelt,  die  den  regionalen  Polizeidirektionen  unterstellt  sind), 

Gjirokaster, Kukes, Fier und Korca entsprechen die Bedingungen in den vom Innenministerium 

betriebenen  Einrichtungen  wie  Polizeistationen  und  temporären  Hafteinrichtungen  nicht  den 

erforderlichen Standards (USDOS 20.3.2023). Fehlende Zentralheizungssysteme (mit Ausnahme 

der Neubauten Fier und Malesi e Madhe bei Shkodra) werden durch bewegliche stromabhängige 

Heizkörper kompensiert (AA 7.7.2023). Schlechte Haftbedingungen in älteren Einrichtungen sind 

weiterhin  ein  Problem.  Bei  regelmäßigen  Gefängnisinspektionen  stellten  das  Büro  des 

Ombudsmannes  und  das  Albanische  Helsinki-Komitee  (AHC)  Infrastrukturprobleme  in  den 

Gefängnissen von Burrel, Durres, Tepelene und Lezha fest. Der Ombudsmann stellte fest, dass 

zwischen neu renovierten Gefängnissen und älteren Einrichtungen ein doppelter Standard besteht. 

Die Generaldirektion für Gefängnisse (GDP) schloss die Gefängnisse Tropoja, Vaqarr und Saranda 

im  Oktober  2022  wegen  schlechter  Bedingungen.  Der  Ombudsmann  empfahl  dem 

Justizministerium, auch die Gefängnisse Burrel und Tepelene wegen ihres schlechten Zustands zu 

schließen. Ein Mangel an medizinischer Versorgung, insbesondere bei psychischen Erkrankungen, 

war  ein  Problem.  Das  Komitee  des  Europarats  zur  Verhütung  von  Folter  (CTP)  forderte  die 
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Regierung  in  seinem Bericht  vom April  2022  auf,  eine  neue  Einrichtung  zu  bauen,  die  allen 

Patienten  der  forensischen  Psychiatrie  ein  therapeutisches  Umfeld  und  ein  multidisziplinäres 

Behandlungsprogramm bietet (USDOS 20.3.2023).

Lokale und internationale Menschenrechtsgruppen, Medien und internationale Gremien wie das 

Komitee zur Verhütung von Folter berichteten, dass sie Gefängnisse und Hafteinrichtungen ohne 

Hindernisse überwachen durften. Einschränkungen gibt es weiterhin bei der Überwachung von 

Häftlingen, die unter das Sonderregime fallen (USDOS 20.3.2023).

Quellen:

- AA -  Auswärtiges  Amt  [Deutschland]  (7.7.2023):  Bericht  im Hinblick  auf  die  Einstufung  von 
Albanien  als  sicheres  Herkunftsland  im  Sinne  des  §  29  a  AsylG  (Stand:  Mai  2023), 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2094873/Ausw%C3%A4rtiges_Amt
%2C_Bericht_im_Hinblick_auf_die_Einstufung_von_Albanien_als_sicheres_Herkunftsland_im_
Sinne_des_%C2%A7_29_a_AsylG%2C_07.07.2023.pdf, Zugriff 3.4.2024

- FH  -  Freedom  House  (2023):  Freedom  in  the  World  2023  –  Albania, 
https://www.ecoi.net/de/dokument/2097689.html, Zugriff 3.4.2024

- USDOS - US Department of State [USA] (20.3.2023): 2022 Country Report on Human Rights 
Practices: Albania, https://www.ecoi.net/de/dokument/2089105.html, Zugriff 3.4.2023

 13. Todesstrafe

Mit dem Beitritt zum Europarat 1995 verpflichtete sich Albanien, die Todesstrafe abzuschaffen. Das 

albanische Verfassungsgericht  erklärte  die  Todesstrafe  am 10.12.1999 für  unvereinbar  mit  der 

albanischen Verfassung; eine Ausnahme erkannte es damals für den Kriegsfall an. Die Todesstrafe 

im Deliktsrecht  wurde am 24.1.2001 abgeschafft,  die  Option der  Todesstrafe  im Kriegsfall  am 

30.4.2007 (AA 7.7.2023). Somit ist die Todesstrafe seit 2007 für alle Verbrechen abgeschafft, das 

Land gilt als „Abolutionist“  (AI o.D.).

Quellen:

- AA -  Auswärtiges  Amt  [Deutschland]  (7.7.2023):  Bericht  im Hinblick  auf  die  Einstufung  von 
Albanien  als  sicheres  Herkunftsland  im  Sinne  des  §  29  a  AsylG  (Stand:  Mai  2023), 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2094873/Ausw%C3%A4rtiges_Amt
%2C_Bericht_im_Hinblick_auf_die_Einstufung_von_Albanien_als_sicheres_Herkunftsland_im_
Sinne_des_%C2%A7_29_a_AsylG%2C_07.07.2023.pdf, Zugriff 3.4.2024

- AI  -  Amnesty  International  (o.D.):  Amnesty Death  penalty, 
https://amnestywebsite.github.io/amnesty-death-penalty/?lang=en, Zugriff 3.4.2023

 14. Religionsfreiheit

Die  freie  Religionsausübung  wird  verfassungsmäßig  garantiert  (FH  2023;  vgl.  AA  7.7.2023, 

USDOS 15.5.2023) und wird im Allgemeinen auch in der Praxis eingehalten (FH 2023). Keine 

Religionsgemeinschaft  wird  durch  staatliche  Maßnahmen  bevorzugt  oder  diskriminiert  (AA 
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7.7.2023;  vgl.  USDOS  15.5.2023).  Es  gibt  keine  Staatsreligion  und  der  Staat  hat  in 

Glaubensfragen neutral zu sein. Die Verfassung verbietet religiöse Diskriminierung und sieht die 

Gleichberechtigung  und  Unabhängigkeit  religiöser  Gruppen  vor;  die  öffentlichen  Schulen  sind 

säkular ausgerichtet (USDOS 15.5.2023).

In Albanien sind folgende Religionsgemeinschaften vertreten (Zensus 2011): Muslimische 56,7%, 

Römisch-katholische 10 %, Orthodoxe 6,8 %, Bektashi (eine sufische Glaubensrichtung) 2,1 %, 

nicht  spezifizierte  Religionsgemeinschaften  16,2  %,  Atheisten  2,5  %,  andere  5,7  %  (CIA 

26.3.2024). Zu  letzteren gehören protestantische Konfessionen, Baha'is,  Zeugen Jehovas, die 

Kirche Jesu Christi der Heiligen der Letzten Tage und eine kleine jüdische Gemeinschaft (USDOS 

15.5.2023).

Eine  große  Anzahl  in-  und  ausländischer  Religionsgemeinschaften  ist  ungehindert,  auch 

missionarisch, in Albanien tätig.  Es gibt keine religiös motivierten Konflikte und die wichtigsten 

religiösen Gruppen leben in beispielhafter Harmonie und Toleranz miteinander (AA 7.7.2023).

Quellen:

- AA -  Auswärtiges  Amt  [Deutschland]  (7.7.2023):  Bericht  im Hinblick  auf  die  Einstufung  von 
Albanien  als  sicheres  Herkunftsland  im  Sinne  des  §  29  a  AsylG  (Stand:  Mai  2023), 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2094873/Ausw%C3%A4rtiges_Amt
%2C_Bericht_im_Hinblick_auf_die_Einstufung_von_Albanien_als_sicheres_Herkunftsland_im_
Sinne_des_%C2%A7_29_a_AsylG%2C_07.07.2023.pdf, Zugriff 3.4.2024

- CIA  -  The  World  Factbook  [USA]  (26.3.2024):  Albania, 
https://www.cia.gov/the-world-factbook/countries/albania/, Zugriff 3.4.2023

- FH  -  Freedom  House  (2023):  Freedom  in  the  World  2023  –  Albania, 
https://www.ecoi.net/de/dokument/2097689.html, Zugriff 3.4.2024

- USDOS - US Department of State [USA] (15.5.2023): 2022 Report on International Religious 
Freedom: Albania, https://www.ecoi.net/de/dokument/2091858.html, Zugriff 3.4.2023

 15. Minderheiten

Das albanische Recht garantiert politische Rechte für Bürger unabhängig von ihrer ethnischen, 

rassischen,  sprachlichen  oder  religiösen  Identität.  Die  Roma  und  andere  marginalisierte 

Gemeinschaften  sind  jedoch  nach  wie  vor  anfällig  für  politische  Ausbeutung  und  haben 

Schwierigkeiten, sich an der Politik zu beteiligen (FH 2023). Diskriminierung nationaler, ethnischer, 

rassischer oder anderer Minderheiten durch den Staat findet nicht statt (AA 7.7.2023). 2017 wurde 

ein Rahmengesetz zum Schutz von Minderheiten verabschiedet, wobei einige Verordnungen zu 

dessen  vollständiger  Ausführung  noch  fehlen  (AA 7.7.2023)  Das  Gesetz  sieht  den  offiziellen 

Minderheitenstatus  für  neun  nationale  Minderheiten  vor,  ohne  zwischen  nationalen  und 

ethnolinguistischen  Gruppen  zu  unterscheiden.  Die  Regierung  definiert  Griechen,  Mazedonier, 

Aromunen (Vlachen), Roma, Balkan-Ägypter, Montenegriner, Bosnier, Serben und Bulgaren als 

nationale Minderheiten. Die Gesetzgebung sieht den Unterricht in der Minderheitensprache und 
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den  Gebrauch  von  zwei  Amtssprachen  für  die  lokalen  Verwaltungseinheiten  vor,  in  denen 

Minderheiten  traditionell  wohnen  oder  in  denen  eine  Minderheit  zumindest  20  %  der 

Gesamtbevölkerung ausmacht  (USDOS 20.3.2023).

Die  (zahlenmäßig  sehr  kleinen)  nationalen  Minderheiten  der  Griechen,  Makedonen, 

Montenegriner, Aromunen/Vlachen, Serben, Bosnier und Bulgaren sind weitgehend integriert und 

vertreten  ihre  Interessen in  Vereinigungen deutlich  und  –  besonders  im Fall  der  griechischen 

Minderheit – durchaus auch streitbar (AA 7.7.2023).

Quellen:

- AA -  Auswärtiges  Amt  [Deutschland]  (7.7.2023):  Bericht  im Hinblick  auf  die  Einstufung  von 
Albanien  als  sicheres  Herkunftsland  im  Sinne  des  §  29  a  AsylG  (Stand:  Mai  2023), 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2094873/Ausw%C3%A4rtiges_Amt
%2C_Bericht_im_Hinblick_auf_die_Einstufung_von_Albanien_als_sicheres_Herkunftsland_im_
Sinne_des_%C2%A7_29_a_AsylG%2C_07.07.2023.pdf, Zugriff 3.4.2024

- FH  -  Freedom  House  (2023):  Freedom  in  the  World  2023  –  Albania, 
https://www.ecoi.net/de/dokument/2097689.html, Zugriff 3.4.2024

- USDOS - US Department of State [USA] (20.3.2023): 2022 Country Report on Human Rights 
Practices: Albania, https://www.ecoi.net/de/dokument/2089105.html, Zugriff 3.4.2023

15.1. Roma / Balkan-Ägypter

Roma und sog. Balkan-Ägypter sind häufig – v.a. auch im Vergleich zu benachteiligten Nicht-Roma 

–  marginalisiert.  Trotz  Fortschritten  in  einigen  Bereichen,  etwa der  Einschulungsquote,  ist  die 

Zugangsquote zu Gesundheitsdienstleistungen, Bildung, Wohnen, Elektrizität und Beschäftigung 

für Roma und Balkan-Ägypter signifikant niedriger als für die Mehrheitsbevölkerung (AA 7.7.2023). 

Es  gibt  Vorwürfe  der  Diskriminierung  von  Mitgliedern  der  Gemeinschaften  der  Roma und der 

Balkan-Ägypter,  die  sich  unter  anderem  auf  die  Bereiche  Wohnen,  Beschäftigung, 

Gesundheitsversorgung und Bildung beziehen (USDOS 20.3.2023; vgl. FH 2023).

Die  Regierung  ist  bemüht,  Fällen  von  Diskriminierung  nachzugehen  und  die  Situation  zu 

verbessern. Mangels verlässlicher statistischer Erhebungen ist der Anteil der Roma und Balkan-

Ägypter an der albanischen Gesamtbevölkerung nicht bekannt. Laut letztem Zensus aus dem Jahr 

2011 leben in Albanien ca.  8.000 Roma, NGOs schätzen die tatsächliche Zahl  jedoch auf ca. 

45.000 -  50.000 Personen.  Für  Roma und andere Minderheiten gibt  es  keine offiziellen,  aber 

faktische  Beschränkungen  beim  Zugang  zum  Gesundheitssystem.  Wenngleich  von  der 

Mitgliedschaft  in  der  Krankenversicherung nicht  ausgeschlossen,  können ca.  50  % der  Roma 

mangels  amtlicher  Registrierung  nicht  nachweisen,  dass  sie  versicherungsberechtigt  sind  und 

erhalten  daher  auch  nicht  das  für  die  staatliche  Gesundheitsfürsorge  erforderliche 

Versicherungsheft,  in  dem  die  Versicherungsnummer  verzeichnet  ist  und  in  dem  die  Ärzte 
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Behandlungen eintragen. Auch Obdachlose sind davon betroffen. Arzt- und Krankenhausbesuche 

werden daher auf das absolut erforderliche Minimum beschränkt (AA 7.7.2023). 

Mehr als 80 % der Roma in Albanien leben von informeller Arbeit. Die meisten Kinder konnten 

mangels technischer Ausstattung zu Corona-Zeiten nicht an den online-Angeboten der Schulen 

teilnehmen.  Der  bereits  bestehende  Abstand  zu  Nicht-Roma  hat  sich  dadurch  auch  im 

Bildungsbereich vergrößert (AA 7.7.2023). 

Quellen:

- AA -  Auswärtiges  Amt  [Deutschland]  (7.7.2023):  Bericht  im Hinblick  auf  die  Einstufung  von 
Albanien  als  sicheres  Herkunftsland  im  Sinne  des  §  29  a  AsylG  (Stand:  Mai  2023), 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2094873/Ausw%C3%A4rtiges_Amt
%2C_Bericht_im_Hinblick_auf_die_Einstufung_von_Albanien_als_sicheres_Herkunftsland_im_
Sinne_des_%C2%A7_29_a_AsylG%2C_07.07.2023.pdf, Zugriff 3.4.2024

- FH  -  Freedom  House  (2023):  Freedom  in  the  World  2023  –  Albania, 
https://www.ecoi.net/de/dokument/2097689.html, Zugriff 3.4.2024

- USDOS - US Department of State [USA] (20.3.2023): 2022 Country Report on Human Rights 
Practices: Albania, https://www.ecoi.net/de/dokument/2089105.html, Zugriff 3.4.2024

 16. Relevante Bevölkerungsgruppen

16.1. Frauen

Eine gesetzliche Diskriminierung eines Geschlechts durch den Staat besteht nicht (AA 7.7.2023). 

Das Gesetz sieht für Frauen den selben Rechtsstatus und die selben Rechte wie für Männer vor, 

unter  anderem  im  Rahmen  der  Familien-,  Religions-,  Personenstands-  und 

Staatsangehörigkeitsgesetze  sowie  der  Gesetze  in  Bezug  auf  Arbeit,  Eigentum,  Erbschaft, 

Beschäftigung, Zugang zu Krediten und Besitz oder Verwaltung von Unternehmen oder Eigentum 

(USDOS 20.3.2023).

In vielen Gemeinschaften werden Frauen aufgrund traditioneller sozialer Normen, die Frauen den 

Männern  unterordnen,  gesellschaftlich  diskriminiert  (USDOS  20.3.2023).  Die  gesellschaftliche 

Rolle der Frau ist,  unabhängig von der Religionszugehörigkeit,  vielfach noch von traditionellen 

Vorstellungen  geprägt.  Dies  hat  zur  Folge,  dass  Frauen  in  leitenden  Positionen  stark 

unterrepräsentiert sind (AA 7.7.2023; vgl. USDOS 20.3.2023). 

Es gibt keine Gesetze, die die Beteiligung von Frauen am politischen Prozess einschränken, und 

Frauen beteiligen sich auch tatsächlich an diesem Prozess (USDOS 20.3.2023).

Frauen  werden  weiterhin  häufig  Opfer  häuslicher  Gewalt.  Seit  2006  besteht  ein  Gesetz  zum 

Schutz  vor  häuslicher  Gewalt,  in  dem verfahrens-  und  strafrechtliche  Konsequenzen  definiert 

werden (AA 7.7.2023). Häusliche Gewalt oder Gewalt in der Partnerschaft ist eine Straftat, die mit 
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bis zu drei Jahren Haft geahndet wird. Das Gesetz über häusliche Gewalt dehnt den Schutz auf 

Opfer aus und sieht den Erlass einer Schutzanordnung vor, die automatisch auch für Kinder gilt. 

Die Regierung setzt das Gesetz wirksam durch (USDOS 20.3.2023). Schutzsuchende können bei 

der Polizei wegen häuslicher Gewalt eine Anzeige erstatten und einen Antrag auf Aufnahme in ein 

Frauenhaus stellen (AA 7.7.2023).

Das Ministerium für Gesundheit und sozialen Schutz berichtete, dass im Oktober 2022 insgesamt 

87 Fälle  von häuslicher  Gewalt  im Nationalen Aufnahmezentrum für  häusliche Gewalt  betreut 

wurden. Das Ministerium für Gesundheit und Sozialschutz wiederum berichtete, dass Überlebende 

häuslicher Gewalt, gegen die eine Schutzanordnung vorliegt, seit Januar 2022 mehr wirtschaftliche 

Unterstützung  von  der  Regierung  erhalten.  Familien  mit  drei  oder  mehr  Kindern  erhalten  die 

doppelte  wirtschaftliche  Unterstützung  im  Vergleich  zu  2021  (USDOS  20.3.2023).  Es  gibt  in 

Albanien vier  staatliche und 16 von NGOs betriebene Schutzeinrichtungen mit  insgesamt  270 

Betten  für  Opfer  von  geschlechtsspezifischer  Gewalt.  Nach  Ansicht  von 

Frauenrechtsorganisationen deckt dies den Bedarf derzeit nicht. Es gibt Pläne der Regierung und 

vom  Entwicklungsprogramm  der  Vereinten  Nationen  (UNDP)  zur  Errichtung  weiterer 

Frauenhäuser, insbesondere in ländlichen Gebieten (AA 7.7.2023).

Das Strafgesetzbuch enthält  Bestimmungen über sexuelle Übergriffe und sexuelle Belästigung, 

diese werden jedoch selten angewendet.  Vergewaltigung,  einschließlich Vergewaltigung in  der 

Ehe, ist ein Verbrechen. Die Strafen für Vergewaltigung und Körperverletzung hängen vom Alter 

des Opfers ab. Bei Vergewaltigung eines Erwachsenen beträgt die Haftstrafe drei bis zehn Jahre 

(USDOS  20.3.2023).  Die  Regierung  setzt  das  Gesetz  jedoch  nicht  wirksam  durch  und  eine 

Bestrafung wegen Vergewaltigung in der Ehe kommt selten vor, da die Behörden diese vielfach 

nicht als Verbrechen betrachten (FH 2023; vgl. USDOS 20.3.2023). 

Quellen:

- AA -  Auswärtiges  Amt  [Deutschland]  (7.7.2023):  Bericht  im Hinblick  auf  die  Einstufung  von 
Albanien  als  sicheres  Herkunftsland  im  Sinne  des  §  29  a  AsylG  (Stand:  Mai  2023), 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2094873/Ausw%C3%A4rtiges_Amt
%2C_Bericht_im_Hinblick_auf_die_Einstufung_von_Albanien_als_sicheres_Herkunftsland_im_
Sinne_des_%C2%A7_29_a_AsylG%2C_07.07.2023.pdf, Zugriff 3.4.2024

- FH  -  Freedom  House  (2023):  Freedom  in  the  World  2023  –  Albania, 
https://www.ecoi.net/de/dokument/2097689.html, Zugriff 3.4.2024

- USDOS - US Department of State [USA] (20.3.2023): 2022 Country Report on Human Rights 
Practices: Albania, https://www.ecoi.net/de/dokument/2089105.html, Zugriff 3.4.2023

16.2. Kinder

Eine Person erwirbt  die  albanische Staatsbürgerschaft  durch Geburt,  von einem Elternteil  der 

Staatsbürger  ist,  durch  Abstammung  oder  durch  Einbürgerung.  Der  Schulbesuch  ist  bis  zur 
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neunten Klasse oder bis zum Alter von 16 Jahren verpflichtend vorgeschrieben, je nachdem, was 

zuerst eintritt. Trotzdem verlassen viele Kinder, insbesondere in ländlichen Gebieten, die Schule 

früher, um zu arbeiten. Die Eltern müssen häufig Schulmaterial, Hefte, Uniformen und Heizgeräte 

für  einige  Klassenräume kaufen,  was  für  viele  Familien,  insbesondere  Roma und Angehörige 

anderer  Minderheiten,  unerschwinglich  ist.  Das  Gesetz  stellt  jede  Form von  Missbrauch  oder 

Vernachlässigung  von  Kindern  unter  Strafe.  In  Fällen  von  Vergewaltigung  von  Kindern  und 

Kinderhandel drohen bis zu lebenslange Haftstrafen (USDOS 20.3.2023).

Kinder  aus  benachteiligten  sozialen  Schichten  sind  häufig  gezwungen,  einer  Erwerbstätigkeit 

nachzugehen bzw. durch Betteln zum Lebensunterhalt ihrer Familien beizutragen. In besonderem 

Maße sind davon Kinder betroffen, die den ethnischen Minderheiten der Roma und sog. Balkan-

Ägypter angehören. Kinderhandel zur sexuellen Ausbeutung bzw. zur Ausbeutung durch Arbeit 

oder  im  Zusammenhang  mit  dem Organhandel  ist  rückläufig,  existiert  aber  weiterhin.  Gewalt 

gegen Kinder ist laut UNICEF weit verbreitet, auch innerhalb der Familie. Ein stark patriarchales 

und archaisches Rollenverständnis, in dem die Rechte von Frauen und Kindern als nachrangig 

erachtet werden, ist in breiten Bevölkerungsschichten, insbesondere im ländlichen Raum, hierfür 

ebenso ausschlaggebend wie Frustration über Arbeitslosigkeit und große Armut. Die Regierung 

unterzeichnete ein Memorandum of Understanding mit der International Labour Organization (ILO) 

zur Abschaffung von Kinderarbeit. Regierung und etliche NGOs haben diverse, rund um die Uhr 

geschaltete  kostenfreie  Notrufnummern für  Opfer  von Menschenhandel  und häuslicher  Gewalt 

sowie  eine  Kinder-  und  Jugendlichen-Seelsorge  eingerichtet.  Waisenhäuser  sind  oftmals  sehr 

schlecht ausgestattet (AA 7.7.2023).

Quellen:

- AA -  Auswärtiges  Amt  [Deutschland]  (7.7.2023):  Bericht  im Hinblick  auf  die  Einstufung  von 
Albanien  als  sicheres  Herkunftsland  im  Sinne  des  §  29  a  AsylG  (Stand:  Mai  2023), 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2094873/Ausw%C3%A4rtiges_Amt
%2C_Bericht_im_Hinblick_auf_die_Einstufung_von_Albanien_als_sicheres_Herkunftsland_im_
Sinne_des_%C2%A7_29_a_AsylG%2C_07.07.2023.pdf, Zugriff 3.4.2024

- USDOS - US Department of State [USA] (20.3.2023): 2022 Country Report on Human Rights 
Practices: Albania, https://www.ecoi.net/de/dokument/2089105.html, Zugriff 3.4.2024

16.3. Homosexuelle / sexuelle Minderheiten

Gesetzlich ist Diskriminierung basierend auf der sexuellen Orientierung, auch im Beruf, verboten. 

Die  Durchsetzung  dieses  Gesetzes  ist  allerdings  schwach.  Sexuelle  Orientierung  und 

Geschlechtsidentität  gehören  zu  den  Kategorien,  die  durch  das  Gesetz  über  Hassverbrechen 

geschützt sind. Im Jahr 2022 wurden dem Beauftragten für den Schutz vor Diskriminierung bis 

August 2022 drei Fälle von Hassreden gegen die LGBTIQ-Gemeinschaft [Anm.: LGBTIQ bedeutet 

lesbische,  schwule,  bisexuelle,  transsexuelle,  intersexuelle und queere Personen] vorgelegt.  In 

einem Fall entschied der Beauftragte gegen den Täter, während die anderen Fälle abgewiesen 
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wurden  (USDOS  20.3.2023).  Insgesamt  betrachtet  sind  LGBTIQ-Personen  nach  wie  vor  weit 

verbreiteter Diskriminierung ausgesetzt (AI 27.3.2023). Die Diskriminierung von LGBTIQ ist in der 

albanischen  Gesellschaft  immer  noch  weit  verbreitet,  insbesondere  was  den  Zugang  zu 

Gesundheitsversorgung,  Bildung,  Justiz,  Beschäftigung  und  Wohnraum  betrifft.  Mitglieder  der 

LGBTIQ-Gemeinschaft  sind  weiterhin  körperlichen  Angriffen  und  Hassreden  ausgesetzt, 

insbesondere  in  den  sozialen  Medien.  In  Albanien  gibt  es  keine  Rechtsvorschriften  zur 

Anerkennung ziviler Lebensgemeinschaften oder gleichgeschlechtlicher Ehen (EK 8.11.2023).

Von Staats wegen werden LGBTIQ keinen Diskriminierungen ausgesetzt und sind anderen Bür-

gern  rechtlich  gleichgestellt.  Der  Aktionsplan zur  besseren Integration  von LGBTIQ wurde bei

seiner Annahme im Mai 2016 von NGOs gelobt, seit 2021 gibt es einen Folge-Aktionsplan. In der 

albanischen Gesellschaft ist die Akzeptanz von LGBTIQ weiterhin gering. Die meisten LGBTIQ 

halten  ihre  sexuelle  Identität  -  insbesondere  in  den  ländlichen  Gebieten  -  deshalb  geheim. 

Gewaltsame  Übergriffe  und  anderen  Hassaktionen  kommen  vor.  Aus  mangelndem  Vertrauen 

wenden  sich  nur  wenige  Opfer  an  die  Polizei  oder  Justiz;  NGOs  gehen  von  einer  hohen 

Dunkelziffer aus. Politiker engagieren sich nur zögerlich auch persönlich für LGBTIQ-Rechte. Die 

LGBTIQ-Organisationen sind aktive und akzeptierte Ansprechpartner. Mehrere NGOs organisieren 

jährlich im Mai den International Day against Homophobia, Biphobia and Transphobia (IDAHOBIT) 

sowie eine Pride-Parade, die jedes Jahr weitgehend ohne homophoben Gegenprotest stattfindet. 

Das  albanische  Strafrecht  unterscheidet  grundsätzlich  nicht  zwischen  heterosexuellen  und 

homosexuellen Handlungen. Eine Ausnahme stellt die Vergewaltigung von Männern durch Männer 

dar, die geringer bestraft wird als eine Vergewaltigung von Frauen durch Männer (AA 7.7.2023).

Quellen:

-  AA -  Auswärtiges  Amt  [Deutschland]  (7.7.2023):  Bericht  im  Hinblick  auf  die  Einstufung  von 
Albanien  als  sicheres  Herkunftsland  im  Sinne  des  §  29  a  AsylG  (Stand:  Mai  2023), 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2094873/Ausw%C3%A4rtiges_Amt
%2C_Bericht_im_Hinblick_auf_die_Einstufung_von_Albanien_als_sicheres_Herkunftsland_im_
Sinne_des_%C2%A7_29_a_AsylG%2C_07.07.2023.pdf, Zugriff 3.4.2024

- AI - Amnesty International (27.3.2023): Amnesty International Report 2022/23; The State of the 
World's  Human Rights;  Albania 2022,  https://www.ecoi.net/de/dokument/2089405.html,  Zugriff 
4.4.2024

- EK  –  Europäische  Kommission  (8.11.2023):  Albania  2023  Report, 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2101210/SWD_2023_690+Albania+report.pdf, Zugriff 4.4.2023

- USDOS - US Department of State [USA] (20.3.2023): 2022 Country Report on Human Rights 
Practices: Albania, https://www.ecoi.net/de/dokument/2089105.html, Zugriff 3.4.2023

 17. IDPs und Flüchtlinge

Albanien hat sowohl die Genfer Flüchtlingskonvention von 1951 als auch das Protokoll von 1967 

ratifiziert (AA 7.7.2023). Bei der Bereitstellung von Schutz und Hilfe für Flüchtlinge, rückkehrende 

Migranten, Asylwerber, Staatenlose und andere Personen in Not kooperiert die Regierung mit dem 

UNHCR und anderen humanitären Organisationen (USDOS 20.3.2023). Albanien hat am 1.2.2021 
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ein neues Asylgesetz verabschiedet. Dieses entspricht internationalen Standards und ist an das 

EU-Recht  angepasst.  Das  neue  Gesetz  zielt  darauf  ab,  dass  Asylsuchende  Zugang  zum 

Asylverfahren  haben  und  dass  die  Bearbeitung  von  Anträgen  in  einem  geregelten  Verfahren 

erfolgt. Es enthält Bestimmungen für die Behandlung besonders schutzbedürftiger Gruppen wie z. 

B. unbegleiteter Minderjähriger. Zudem gibt das Gesetz Asylbewerbern das Recht, sich ab dem 

Zeitpunkt  der  Antragstellung  frei  zu  bewegen.  Der  Staat  garantiert  kostenlose  Rechtshilfe. 

Personen  mit  Flüchtlingsstatus  können  die  albanische  Staatsbürgerschaft  durch  Einbürgerung 

beantragen (AA 7.7.2023).

Die  Zahl  ausländischer  Flüchtlinge  in  Albanien  ist  insbesondere  infolge  der  kriegerischen 

Auseinandersetzungen  in  Syrien  gestiegen.  Die  albanische  Regierung  gewährleistet  die 

Grundbedürfnisse für eine geringe Zahl von Flüchtlingen, z. B. durch Bereitstellung von Unterkunft, 

Kleidung und Nahrung im gut ausgestatteten nationalen Aufnahmezentrum in Babrru. Potenzielle 

Asylwerber werden oftmals nicht ausreichend informiert, sodass der Zugang zum Asylverfahren 

erschwert  ist. Nach  Angaben  des  albanischen  Innenministeriums  (Direktion  für  Asyl  und 

Staatsbürgerschaft)  beantragten  im  Jahr  2020  noch  insgesamt  2.236  Personen  Asyl  in

Albanien. Inzwischen hat sich die Zahl der Asylanträge aber verringert und hat sich nunmehr auf 

sehr niedrigem Niveau stabilisiert. Im gesamten Jahr 2022 gab es 28 Asylanträge (2021: 85; 2020: 

2.236;  2019:  6.677).  Für  die  meisten  Antragsteller  ist  Albanien  -  nicht  zuletzt  wegen  der 

schwierigen Beschäftigungssituation - nur Transitland; sie reisen nach wenigen Tagen weiter, vor 

allem über Montenegro und Kosovo in EU-Länder. Asylwerber erhalten Gesundheitsversorgung 

sowie rechtliche und soziale Beratung. In Absprache mit den USA und UNHCR hat Albanien ca. 

2.700 Volksmujaheddin aus den ehemaligen Lagern Ashraf und Liberty (Irak) aufgenommen (AA 

7.7.2023).

Quellen:

- AA -  Auswärtiges  Amt  [Deutschland]  (7.7.2023):  Bericht  im Hinblick  auf  die  Einstufung  von 
Albanien  als  sicheres  Herkunftsland  im  Sinne  des  §  29  a  AsylG  (Stand:  Mai  2023), 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2094873/Ausw%C3%A4rtiges_Amt
%2C_Bericht_im_Hinblick_auf_die_Einstufung_von_Albanien_als_sicheres_Herkunftsland_im_
Sinne_des_%C2%A7_29_a_AsylG%2C_07.07.2023.pdf, Zugriff 3.4.2024

- USDOS - US Department of State [USA] (20.3.2023): 2022 Country Report on Human Rights 
Practices: Albania, https://www.ecoi.net/de/dokument/2089105.html, Zugriff 3.4.2023

 18. Bewegungsfreiheit

Verfassung und Gesetze gewährleisten die interne Bewegungsfreiheit, Reisefreiheit ins Ausland, 

die Freiheit zu emigrieren sowie das Recht auf Wiedereinbürgerung, und diese Rechte werden von 

der  Regierung  auch  grundsätzlich  respektiert  (USDOS  20.3.2023).  Albaner  genießen  im 

Allgemeinen  Freizügigkeit,  obwohl  kriminelle  Aktivitäten  und  Praktiken  im  Zusammenhang  mit 
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historisch vorherrschenden Ehrenkodizes diese Rechte in einigen Gebieten einschränken. Es steht 

den Menschen im Allgemeinen frei, ihren Wohn- oder Arbeitsort zu wechseln (FH 2023).

Um  staatliche  Dienstleistungen  in  Anspruch  nehmen  zu  können,  müssen  Bürger,  die  ihren 

Wohnsitz innerhalb des Landes wechseln, ihre zivilrechtliche Registrierung auf die neue Gemeinde 

übertragen  und  die  Rechtmäßigkeit  ihres  neuen  Wohnsitzes  durch  Immobilienbesitz,  einen 

Mietvertrag  oder  Rechnungen für  Versorgungsleistungen nachweisen.  Viele  Personen konnten 

keine Dokumente vorlegen und hatten daher auch keinen Zugang zu öffentlichen Dienstleistungen. 

Insbesondere Roma und Balkan-Ägypter sind in den Gemeinden, in denen sie wohnen, oftmals 

nicht offiziell registriert. Das Gesetz verbietet ihre Registrierung zwar nicht, aber es ist schwierig, 

diese durchzuführen, da den betreffenden Personen häufig die finanziellen Mittel oder notwendige 

Informationen für eine Registrierung fehlen (USDOS 20.3.2023).

Quellen:

- FH  -  Freedom  House  (2023):  Freedom  in  the  World  2023  –  Albania, 
https://www.ecoi.net/de/dokument/2097689.html, Zugriff 3.4.2024

- USDOS - US Department of State [USA] (20.3.2023): 2022 Country Report on Human Rights 
Practices: Albania, https://www.ecoi.net/de/dokument/2089105.html, Zugriff 3.4.2023

 19. Grundversorgung und Wirtschaft

Albanien gehört zu den ärmsten Ländern Europas. Das Pro-Kopf BIP für 2022 lag mit 6.516 US-

Dollar bei etwa 30 % des EU-Durchschnitts. In „absoluter Armut“ (Pro-Kopf Einkommen unter 60 

US-Dollar) leben 2 % der Bevölkerung. Der monatliche Durchschnittslohn liegt bei ca. 550 EUR 

brutto. Die Arbeitslosenquote lag 2022 offiziell bei rund 11 %, dürfte nach Schätzungen tatsächlich 

jedoch erheblich höher sein (AA 7.7.2023).

Die Grundversorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln ist gewährleistet. Grundnahrungsmittel 

werden  subventioniert.  Bedürftigen  erhalten  vom  Staat  finanzielle  Unterstützung.  Der 

Sozialhilfesatz beläuft sich monatlich auf 3.600 ALL (ca. 27 €) und – für Familienoberhäupter – 

8.000 ALL (ca. 57 €). Gegebenenfalls wird Invalidengeld in Höhe von 9.900 ALL (ca. 70 €) und ein 

gleich  hoher  Betrag  für  Betreuung  ausbezahlt,  sowie  Sozialdienstleistungen  durch  soziale 

Pflegedienste gewährt. Das Gesetz Nr. 9355 über Sozialhilfe und Sozialdienstleistungen bestimmt 

als Empfänger von Geldleistungen Familien mit keinem oder geringem Einkommen, Waisen ohne 

Einkommen,  Familien  mit  Mehrlingsgeburten,  Opfer  von  Menschenhandel  oder  Gewalt  in  der 

eigenen Familie und – als Empfänger von Invalidengeld – Menschen mit Behinderung. Staatliche 

Unterkunft ist auf kommunaler Ebene möglich, allerdings gibt es Wartelisten. Im Ausland lebende 

Albaner, Asylsuchende, Opfer von Naturkatastrophen oder Kriegen, Insassen von Gefängnissen 

und Bewohner stationärer Pflegeeinrichtungen sind von Sozialhilfe ausgeschlossen (AA 7.7.2023).
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Im  sozialen  Bereich  ist  eine  Vielzahl  von  lokalen  und  internationalen  Nichtregierungs-

organisationen engagiert. Besonders in ländlichen Gebieten kommt der Großfamilie nach wie vor 

die Rolle zu, Familienmitglieder in Notlagen aufzufangen (AA 7.7.2023).

Albanien  führt  derzeit  wichtige  Strukturreformen  durch,  die  das  Ziel  verfolgen,  ein  gerechtes 

Wachstum zu fördern, die Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft zu steigern, mehr 

Arbeitsplätze zu schaffen und die Staatsführung und die Erbringung öffentlicher Dienstleistungen 

zu  verbessern.  Eine  verbesserte  regionale  Konnektivität  und  der  Zugang  zu  regionalen  und 

globalen Märkten sowie die Diversifizierung der Exporte und Märkte können ebenfalls zu einem 

schnelleren Wachstum beitragen.  Im Jahr 2022 erreichte das Wachstum 4,8 %, da der private 

Verbrauch,  die  Exporte  und die  Investitionen trotz  steigender  Energie-  und Lebensmittelpreise 

zunahmen. Und trotz eines weiteren Jahres mit außergewöhnlichem Wachstum im Tourismus wird 

sich  die  Wirtschaftstätigkeit  2023 wahrscheinlich  abschwächen.  Die  Armut  wird  voraussichtlich 

weiter zurückgehen, da Beschäftigung und Löhne steigen. Die mittelfristigen Aussichten hängen 

von  der  globalen  Erholung,  von  Strukturreformen  und  der  Haushaltskonsolidierung  ab  (WB 

10.10.2023). 

Die albanische Wirtschaft wuchs 2023 um 3,5 %. Damit liegt das Wirtschaftswachstum deutlich 

über dem europäischen Durchschnitt. Die Eintrübung der Weltwirtschaft ging jedoch nicht spurlos 

an Albanien vorbei. In wichtige Exportdestinationen wie Italien und Deutschland konnte weniger 

geliefert  werden.  Positiv  wirkten  jedoch  öffentliche  Investitionen,  die  auch  aufgrund  von 

Hilfsgeldern  aus  der  Europäischen  Union  fließen.  Darüber  hinaus  hat  eine  Rekord-

Tourismussaison sehr positive Impulse gesetzt. Die Wirtschaftsforscher erwarten daher auch für 

das Jahr 2024 ein Wachstum zwischen 3,4 %. und 3,6 % und für die Jahre danach jeweils deutlich 

über 3 % (WKO 27.3.2024).

Quellen:

-  AA -  Auswärtiges  Amt  [Deutschland]  (7.7.2023):  Bericht  im  Hinblick  auf  die  Einstufung  von 
Albanien  als  sicheres  Herkunftsland  im  Sinne  des  §  29  a  AsylG  (Stand:  Mai  2023), 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2094873/Ausw%C3%A4rtiges_Amt
%2C_Bericht_im_Hinblick_auf_die_Einstufung_von_Albanien_als_sicheres_Herkunftsland_im_
Sinne_des_%C2%A7_29_a_AsylG%2C_07.07.2023.pdf, Zugriff 3.4.2024

- WB  -  The  World  Bank  (10.10.2023  18.4.2022):  The  World  Bank  in  Albania.  Overview, 
https://www.worldbank.org/en/country/albania/overview, Zugriff 4.4.2024 9.5.2022

-  WKO - Wirtschaftskammer Österreich (8.2021): Albanien: Wirtschaftslage 
https://www.wko.at/aussenwirtschaft/albanien-wirtschaftslage, Zugriff 4.4.2024

 20. Medizinische Versorgung

Das  Gesundheitssystem  in  Albanien  ist  größtenteils  öffentlich,  obwohl  die  private 

Gesundheitsversorgung  immer  beliebter  wird.  Das  öffentliche  Gesundheitswesen  ist  in  die 

Bereiche  der  Primär-,  Sekundär-  und  Tertiärversorgung  gegliedert.  Ungefähr  413  öffentliche 
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Kliniken bieten primäre und sekundäre Gesundheitsdienste an, und 42 öffentliche Krankenhäuser 

bieten tertiäre Gesundheitsdienste an. Pharmazeutische und zahnmedizinische Dienstleistungen 

werden fast ausschließlich privat erbracht. Der Anteil der privaten Gesundheitsdienste hat in den 

letzten zehn Jahren ein beeindruckendes Wachstum erfahren. Die Zahl der spezialisierten privaten 

diagnostischen Kliniken, Labore und Krankenhäuser ist vor allem in den größeren Städten schnell 

gewachsen.  Die  13  privaten  Krankenhäuser  sowie  Dutzende  privater  multidisziplinärer 

Diagnosekliniken  und  -labors  bieten  ein  umfassendes  Spektrum  an  medizinischen 

Dienstleistungen an (ITA o.D.). 

Die  Ausgaben des öffentlichen Gesundheitswesens werden zum Teil  durch Pflichtbeiträge von 

Arbeitnehmern  und  Arbeitgebern  zur  Krankenversicherung  finanziert  (ein  Krankenver-

sicherungsbeitrag von 3,4 %, der zu gleichen Teilen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern getragen 

wird, wird auf die Gehälter aufgeschlagen) und aus dem Staatshaushalt bezuschusst. Der aus den 

Krankenversicherungsbeiträgen  finanzierte  und  aus  dem  Staatshaushalt  subventionierte 

obligatorische  Krankenversicherungsfonds  (ISKSH)  erstattet  die  verschreibungspflichtigen 

Medikamente  für  die  Versicherten  und  übernimmt  die  Kosten  für  die  öffentlichen 

Gesundheitsdienste sowie einige zugelassene Krankenhausleistungen, die von privaten Anbietern 

erbracht werden (ITA o.D.). 

Die  medizinische  Versorgung  in  staatlichen  Krankenhäusern  und  Polikliniken  ist  grundsätzlich 

kostenlos.  In  Folge  der  niedrigen  Gehälter  von  Ärzten  und  Pflegepersonal  sind  Zuzahlungen 

häufige Praxis, insbesondere von Patienten, die nicht über Privilegien oder Beziehungen verfügen 

und  zudem  meinen,  durch  Zuzahlungen  eine  bessere  medizinische  Behandlung  zu  erhalten. 

Ausstattung  und  Hygiene  der  staatlichen  Krankenhäuser  und  Polikliniken  liegen  weit  unter 

westeuropäischen  Standards.  Die  Ärzte  sind  zwar  im  Regelfall  gut  ausgebildet,  beim 

Pflegepersonal gibt es jedoch Defizite. Kompliziertere Behandlungen können nur in Tirana und in 

anderen  größeren  Städten  durchgeführt  werden.  Die  Versorgungslage  in  den  psychiatrischen 

Kliniken ist schlecht. In den größeren Städten gibt es einige gut ausgestattete Privatkliniken (AA 

7.7.2023), die über einen umfänglichen Pflegedienst verfügen und technisch besser ausgestattet 

sind  als  die  staatlichen  Krankenhäuser.  Sie  verlangen  jedoch  vor  Behandlungsbeginn  einen 

Kostenvorschuss oder eine finanzielle Garantie und sind für einen großen Teil der Bevölkerung zu 

teuer (EDA 23.11.2023).

Die Versorgung mit  Medikamenten ist  gewährleistet.  Die örtlichen Apotheken bieten ein relativ 

großes Sortiment von gängigen Medikamenten an, die zum großen Teil  aus der EU importiert 

werden. Es besteht die Möglichkeit, Medikamente aus dem Ausland zu beschaffen. Die staatliche 

Krankenversicherung übernimmt  bei  Standard-Medikamenten  in  der  Regel  die  Kosten  für  das 
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billigste Generikum. Teurere Medikamente oder solche für außergewöhnliche Krankheiten gehen 

zu Lasten des Patienten (AA 7.7.2023).

Quellen:

- AA -  Auswärtiges  Amt  [Deutschland]  (7.7.2023):  Bericht  im Hinblick  auf  die  Einstufung  von 
Albanien  als  sicheres  Herkunftsland  im  Sinne  des  §  29  a  AsylG  (Stand:  Mai  2023), 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2094873/Ausw%C3%A4rtiges_Amt
%2C_Bericht_im_Hinblick_auf_die_Einstufung_von_Albanien_als_sicheres_Herkunftsland_im_
Sinne_des_%C2%A7_29_a_AsylG%2C_07.07.2023.pdf, Zugriff 3.4.2024

- EDA -  Eidgenössisches Departement  für  auswärtige  Angelegenheiten  [Schweiz]  (23.11.2023 
7.4.2022):  Albanien,  Reisehinweise  für  Albanien,  Medizinische  Versorgung, 
https://www.eda.admin.ch/eda/de/home/laender-reise-information/albanien/reisehinweise-
albanien.html, Zugriff 4.4.2024

- ITA  -  International  Trade  Association  [USA]:  Healthcare  -  Albania, 
https://www.trade.gov/healthcare-resource-guide-albania, Zugriff 4.4.2024 

 21. Rückkehr

Verfassung und Gesetze erlauben freies Reisen im Inland und ins Ausland, weiters Auswanderung 

sowie Wiedereinbürgerung, und die Regierung respektiert diese Rechte im Allgemeinen (USDOS 

20.3.2023).

Staatsangehörige,  die  zurückgeführt  wurden,  unterliegen keiner  Form der  Diskriminierung  und 

haben auch nicht mit staatlichen Maßnahmen zu rechnen. Es sind keine Fälle von Misshandlungen 

bekannt. Zu einer Festnahme kommt es nur dann, wenn gegen die betreffender Person aufgrund 

anderer Delikte ermittelt wird. Am 1.5.2006 trat ein Rückübernahmeabkommen mit der EU in Kraft.  

Staatliche Reintegrationshilfen werden angeboten, oftmals aber aufgrund Unkenntnis, Misstrauens 

und ggf. auch schlechtem Service nicht in Anspruch genommen. Die Einreisekontrollen gestalten 

sich  unproblematisch.  Albanische  Staatsangehörige,  die  wegen  nicht  ordnungsgemäßer 

Reisedokumente durch die Bundespolizei zurückgewiesen wurden, können nach routinemäßiger 

Vorankündigung  durch  die  Fluggesellschaft  und  kurzer  Befragung  durch  die  albanische 

Grenzpolizei auch ohne Vorlage regulärer Reisedokumente wieder einreisen. Als Heimreisepapiere 

werden EU-Laissez-Passer anerkannt (AA 7.7.2023).

Quellen:

- AA -  Auswärtiges  Amt  [Deutschland]  (7.7.2023):  Bericht  im Hinblick  auf  die  Einstufung  von 
Albanien  als  sicheres  Herkunftsland  im  Sinne  des  §  29  a  AsylG  (Stand:  Mai  2023), 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2094873/Ausw%C3%A4rtiges_Amt
%2C_Bericht_im_Hinblick_auf_die_Einstufung_von_Albanien_als_sicheres_Herkunftsland_im_
Sinne_des_%C2%A7_29_a_AsylG%2C_07.07.2023.pdf, Zugriff 3.4.2024

- USDOS - US Department of State [USA] (20.3.2023): 2022 Country Report on Human Rights 
Practices: Albania, https://www.ecoi.net/de/dokument/2089105.html, Zugriff 3.4.2023
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 22. Blutrache

Die schwierige Transformation Albaniens nach dem Ende der kommunistischen Herrschaft hatte in 

geringem  Ausmaß  zu  einem  Wiederaufleben  der  Blutrache  geführt.  Grundlage  war  eine 

Vermischung von traditionellen Wertvorstellungen sowie kriminellen oder politischen Motiven. Die 

sozialen Folgen von Blutrache können für Betroffene beträchtlich sein: Sie müssen sich isolieren; 

Familienangehörige  können  keiner  Erwerbstätigkeit  nachgehen;  Kinder,  insbesondere  Söhne, 

haben häufig eingeschränkte Möglichkeiten, eine Schule zu besuchen. Dies alles trifft jedoch nur 

noch in besonderen Einzelfällen zu. Im US-Menschenrechtsbericht von 2022 wird Blutrache nicht 

mehr erwähnt (AA 7.7.2023).

Der Staat lehnt die Blutrache ab, bekämpft sie und kann Schutz vor ihr gewähren, aufgrund seiner 

begrenzten Kapazitäten jedoch nicht überall. Es gibt einige Nichtregierungsorganisationen, die sich 

um die  Schlichtung  von  Blutrachefehden  bemühen.  Vereinzelt  wurden  auch  Fälle  bekannt,  in 

denen  beispielsweise  Blutrachebescheinigungen  verkauft  wurden  mit  dem  Ziel,  eine 

Asylgewährung  im  Ausland  zu  ermöglichen.  Von  staatlicher  Seite  ist  es  keiner  dieser 

Organisationen gestattet,  Bescheinigungen über  Blutrache auszustellen.  Auch die  Polizei  stellt 

keine solchen Bescheinigungen mehr aus. Angaben in vorgelegten Bescheinigungen können über 

das Generaldirektorat der albanischen Staatspolizei in Tirana überprüft werden (AA 7.7.2023).

Aufgrund einer fehlenden einheitlichen Definition des Begriffs Blutrache ist es schwierig, die Anzahl 

betroffener Personen festzustellen. Offizielle Zahlen sind derzeit  nicht erhältlich. Das Nationale 

Komitee für Versöhnung hat 2022 eine Studie mit Zahlen veröffentlicht:   Als „Täter im Bereich 

Rache, Blutfehde und Ehre“ werden dort zuletzt für 2021 69 Fälle angegeben. Ob dies originäre 

Fälle  von  Blutrache  betrifft,  oder  auch  andere  (kriminelle  oder  politische)  Motive  zumindest 

teilweise eine Rolle spielen, lässt sich nicht verifizieren. Bereits 2014 führte die Staatsanwaltschaft 

Shkodra eine Untersuchung im besonders betroffenen Norden des Landes durch und kontaktierte 

ca.  200 von Blutrache betroffene Familien.  Davon lebten lediglich  21 „eingeschlossen“.  Diese 

Familien gaben auf Befragung übereinstimmend an, niemand habe sie bedroht oder gezwungen, 

eingeschlossen zu leben. Sie täten dies vielmehr aus freiem Willen aus Tradition und Respekt vor 

den Familien der Opfer sowie aus einer unbestimmten Angst, die jedoch nicht aus einer konkreten 

Bedrohung herrühre (AA 7.7.2023).

Für potentielle Blutracheopfer bzw. Individuen, die von Gruppen des organisierten Verbrechens 

bedroht  werden,  sind die inländischen Fluchtalternativen begrenzt.  Zwar bieten die Hauptstadt 

Tirana und andere urbane Zentren eine gewisse Anonymität, die wegen der geringen Größe des 

Landes  und  seiner  Bevölkerung  jedoch  nur  beschränkte  Sicherheit  bietet.  Bei  hartnäckiger 

Verfolgung bietet die Flucht an einen anderen Ort im Inland wenig Schutz (AA 7.7.2023).
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Das UK Home-Office schätzt die Lage zur Blutrache wie folgt ein: Blutfehden gibt es nach wie vor - 

obwohl nicht klar ist, wie viele davon bestehende oder neue Fehden sind -, wobei das Phänomen 

auf das Kanun (Gewohnheitsrecht) zurückgeht. Am weitesten verbreitet sind sie in den nördlichen 

Gebieten Albaniens, insbesondere in Shkodra (Shkodër), Lezha, Kukes und Diber. In Gebieten, in 

denen Blutfehden nicht  kulturell  verankert  sind,  sind sie wahrscheinlich darauf zurückzuführen, 

dass Familien in diese Gebiete gezogen sind und die Blutfehde mit  sich brachten; Blutfehden 

betreffen im Allgemeinen eher die männlichen Blutlinien der verfeindeten Familien als einzelne 

Zielpersonen.  Es  ist  unwahrscheinlich,  dass  Frauen  und  Mädchen  direkt  von  einer  Blutfehde 

betroffen sind, obwohl sie von Familien, die sich selbst isolieren, betroffen sein können. Die Zahl 

der Blutfehden ist jedoch absolut und relativ gering und zudem rückläufig (UKHO 1.2023).

Quellen:

-   AA -  Auswärtiges Amt  [Deutschland]  (7.7.2023):  Bericht  im Hinblick  auf  die  Einstufung von 
Albanien  als  sicheres  Herkunftsland  im  Sinne  des  §  29  a  AsylG  (Stand:  Mai  2023), 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2094873/Ausw%C3%A4rtiges_Amt
%2C_Bericht_im_Hinblick_auf_die_Einstufung_von_Albanien_als_sicheres_Herkunftsland_im_
Sinne_des_%C2%A7_29_a_AsylG%2C_07.07.2023.pdf, Zugriff 3.4.2024

-  UKHO - UK Home Office (1.2023): Country Policy and Information Note - Albania: Blood feuds, 
https://www.ecoi.net/en/file/local/2086245/ALB_CPIN_Blood_feuds.pdf, Zugriff 4.4.2024
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